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Politil<er statt Angestellter 
Laut Studien sind Milizpolitiker in Bern längst in der Minderheit. Besonders attraktiv ist ein 
Parlamentsmandat für Junge. Vier jüngere Politiker sagen, was sie von der Entwicklung halten. 

TOBlAS GAFAFER 

BERN. In wenigen Tagen wählt die 
Schweiz ihr Parlament. Viele 

Neu- und Wiedergewählte dürf­
ten sich ganz oder primär der 

Politik widmen. Damit liegen sie 
im Trend: Laut Studien hat sich 

das Parlament in letzter Zeit ent­
gegen der öffentlichen Wahr­

nehmung zusehends in Rich­

tung Berufsparlament bewegt. 
<<Das Milizparlament scheint pri­

mär in den Köpfen und weniger 
im Ratssaal weiterzuexistieren>>, 

konstatierte Sarah Bütikofer 
2013 im Mitteilungsblatt der 

Schweizerischen Gesellschaft für 
Parlamentsforschung. Die Poli­

tologin hat die Entwicklung un­
tersucht. Nur noch rund ein Drit­

tel der Parlamentarier seien Mi­
lizpolitiker- Politiker also, die ihr 

Amt neben dem angestammten 
Beruf ausüben. 

Kaum mehr Führungskräfte 

Besonders hoch ist der Anteil 
der Vollzeitpolitiker laut Bütiko­

fer im Ständerat, wo der Auf­
wand wegen mehr Kornmis­

sionssitzen grösser ist. Auch der 
berufliche Hintergrund der Poli­

tiker hat sich verändert: Ange­
stellte Führungskräfte etwa wa­

ren in der letzten Legislatur 

kaum mehr vertreten. Das gilt 
auch für namhafte Unterneh­

mer, von denen nach Peter 
Spuhlers Rücktritt neben Natio­

nalrat Ruedi Noser (FDP/ZH) 
nur noch wenige im Parlament 

sitzen. Die Bezeichnung Unter­
nehmer ist zwar populär. «Doch 

auch Anwälte oder Freiberufler 
mit wenig Personal nennen sich 

so,» sagt Bütikofer. 

Komplexere Vorlagen 

Mehrere Faktoren führten zu 

dieser Entwicklung. Auch in der 
Schweiz ist es heute gut möglich, 

auf nationaler Ebene von einem 
Parlamentsmandat zu leben. Ein 

Nationalrat kam 2014 laut einer 
Auswertung der Parlaments­

dienste mit Entschädigungen im 
Schnitt auf rund 138000 Fran­

ken, wovon rund 60 000 Franken 
steuerfrei sind. Das liegt deutlich 

über dem Median-Bruttolohn 

der letzten Jahre. Im Ständerat 
waren es 148000 Franken. Neben 

der Entschädigung baute das 
Parlament auch die administra­

tive Unterstützung aus. 
Vor allem aber hat der Auf­

wand für die politische Arbeit 
stark zugenommen. Die Politik 

handelte in letzter Zeit oft unter 
Druck von internationalen Ent­

wicklungen, gerade im Steuer­
und Finanzbereich. Bundesrat 

und Verwaltung verabschieden 
in hoher Kadenz komplexe Vor-
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Berufsgruppen im National- und Ständerat 
Laut Untersuchungen war die Gruppe der selbständig Erwerbenden in der 

39. Legislatur (1971-1975) noch die grösste Berufsgruppe unter den Parlamentariern. 

ln der 49. Legislatur (2011-2015) sind diese weniger wichtig geworden. 

Vergleich beruflicher Hintergrund 39. und 49. Legislatur 
in Prozent 
Legislatur 
............................. 

Ständerat 
39. 49 . 

Nationalrat 
39. 49. 

Unternehmer 2 11 3 6 
Selbständig Erwerbende 34 15 17 14 
Führungskraft (angestellt) 19 2 15 4 
sözio�i<ultureiiesiieziäiisteil 9 7 iö iö 
Technische Spezialisten 5 0 1 5 
Landwirtschaft 5 0 8 7 
Verbandsfunktionär ö 7 Hg iö 
Politik (Exekutive) 19 2 16 8 
Politik (Legislative) 0 55 3 32 
QI:Jrig� ß.eruf.e 7 0 18 3 
Anzahl Sitze · · · · · 43 · · · ·45 · i92 iöö 

Quelle: Sarah Bütikofer, Tabelle: sgt 

lagen. Aufgaben wurden von den 
Kantonen zum Bund verlagert. 

Und Politiker müssen heute fast 
rund um die Uhr erreichbar sein. 

Den ganzen Tag Politik machen 

Besonders attraktiv geworden 
ist ein Parlamentsmandat für 

junge, ambitionierte Politiker. 
Sie machen laut Sarah Bütikofer 

bereits über einen Viertel der 
Bundesversammlung aus. «Bes­

sere Strukturen und Ressourcen 

schaffen Anreize für diesen neu­
en Typ, den man eigentlich nur 

aus Berufsparlamenten kennt.» 
Politik zu machen, statt Ange­

stellter zu sein, tönt für manche 
verlockend. Eine, die insgesamt 

gut 100 Prozent für das Parla­
mentsmandat und weitere Man­

date im Umwelt- und Solar­
bereich aufwendet, ist National­

rätin Nadine Masshardt (SP/BE, 
31). Entscheidend sei für sie der 

Anreiz, mitzugestalten, und nicht 
die Einkünfte als Nationalrätin. 

Für die anderen Mandate erhält 
sie keine Entschädigung. Die 

Bernerin plädiert für mehr Ehr­
lichkeit: «Nur eine kleine Minder­

heit der Parlamentarier ist noch 
mehrheitlich berufstätig.» 

Bürgerliche Jungpolitiker se­
hen die Entwicklung zum Be­

rufsparlament dagegen kritisch. 

Kehrseite sei die Abhängigkeit 
vom Amt, sagt Andreas Caroni 

(FDP I AR, 36). Er ist zu 30 Prozent 
in einer Anwaltskanzlei tätig -

ein Berufsweg, den viele Bürger­
liche wählen. Dasselbe macht zu 

50 Prozent Nationalrat Lukas 
Reimann (SVP/SG, 33), seit er 

Anfang Jahr die Uni abschloss. 
Beides zu kombinieren, sei zwar 

eine grosse Herausforderung, 
aber machbar. Er sieht das Miliz­

parlament nicht am Ende. 

Weniger Lohn, mehr Flexibilität 

Einen anderen Weg hat SVP­

Nationalrat Thomas Aeschi (36) 
gewählt: Der Zuger arbeitet als 

Unternehmensberater in einer 
Strategiefirma. Er bedauert, dass 

das Parlament nicht auf dem 
neusten Stand der Technik ist. 

«Gewisse Diskussionen, etwa die 
Kenntnisnahme von Berichten, 

könnte man mit einer Telefon­

konferenz führen.» So wären die 
Politiker flexibler. Zudem kriti­

siert Aeschi, dass die Entschädi­
gung viel zu hoch ist. Bei einer 

Senkung wären mehr Politiker in 
der Privatwirtschaft tätig. 

Letzteres wünscht sich auch 
Economiesuisse, der Dachver­

band der Wirtschaft. Mit einer 
Kampagne fordert er, dass Politik 

und Unternehmen wieder näher 
zusammenrücken. Ob diese eine 

Wirkung hat, werden die nächs­
ten Wahlen zeigen. 
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